
Gemeinde 
Steinbergkirche

Vorlage
2019-14GV-122

öffentlich

Betreff

Bauleitplanung in der Gemeinde Steinbergkirche
hier: 50. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der 
Gemeinden des ehemaligen Amtes Steinbergkirche, Bereich Gintoft 
1. Abwägungsbeschluss
2. Abschließender Beschluss
Sachbearbeitende Dienststelle:
Bauamt

Datum
12.04.2019

Sachbearbeitung:
Dirk Petersen

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Bauen, Planen und Städtebauförderung der Gemeinde 
Steinbergkirche (Beratung und Empfehlung)

21.05.2019 Ö

Gemeindevertretung der Gemeinde Steinbergkirche (Beratung und Beschluss) 03.06.2019 Ö

Sachverhalt:
Zur 50. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Gemeinden des ehemaligen 
Amtes Steinbergkirche (und parallel zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.21) ist 
zwischenzeitlich die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden / TÖB 
durchgeführt worden. 

Nach Beratung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung und Behördenbeteiligung 
kann die Gemeindevertretung nunmehr den Abwägungsbeschluss und den abschließenden 
Beschluss fassen. 
   
Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Steinbergkirche beschließt:

1. Abwägung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung und Behördenbeteiligung
Die Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung und Behördenbeteiligung werden mit 
folgendem Ergebnis beraten: 
- siehe Vorlagenanlage-

  

 
2. Die Gemeindevertretung beschließt die 50. Änderung des gemeinsamen 

Flächennutzungsplanes der Gemeinden des ehemaligen Amtes Steinbergkirche.
  

Der Amtsvorsteher wird beauftragt, den Flächennutzungsplan zur Genehmigung 
vorzulegen und danach die Erteilung der Genehmigung nach § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit der 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung während der Sprechstunden 
eingesehen und über den Inhalt des Planes Auskunft verlangt werden kann. 

Bemerkung:
Aufgrund des § 22 GO  waren keine Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter von der Beratung 
und der Abstimmung ausgeschlossen / waren folgende Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter 
von der Beratung und der Abstimmung ausgeschlossen: 
................................................................................................................ .
Sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstimmung anwesend.



 

   

Anlagen:
Abwägungstabelle
50. Änderung des Flächennutzungsplanes
   



Beratung und Beschlussfassung über die während des Planaufstellungsverfahrens eingegangenen Stellungnahmen Träger 
öffentlicher Belange zur 50. Änd. des Flächennutzungsplanes und dem Bebauungsplan Nr.21 der Gemeinde Steinbergkirche 
  
Innenministerium/Landesplanung  
 

Stellungnahme vom 31.08.2018 Beschlussvorschlag 

Die im Zuge einer solchen Bauleitplanung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumord-
nung ergeben sich vor allem aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein vom 13.07.2010 (LEP; Amtsbl. 
Schl.-H. 2010 Seite 719) und dem Regionalplan für den Planungsraum V (RPl V; Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747).  Auf 
dieser Basis bestätige ich, dass aus landes- und regionalplanerischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken gegen das 
Planungsvorhaben bestehen. Insbesondere stehen den Entwürfen der 50. Änderung des gemeinsamen Flächennut-
zungsplanes der Gemeinden des ehemaligen Amtes Steinbergkirche und des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde 
Steinbergkirche Ziele der Raumordnung nicht entgegen.  
 

Aus Sicht des Referates IV 52 „Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht“ sind derzeit keine weitergehenden Anmer-
kungen erforderlich. 
 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  

Stellungnahme vom 10.04.2019 Beschlussvorschlag 
 

Aufgrund des derzeitigen Planungs- und Informationsstandes ergibt sich keine vom Tenor meiner damaligen Stellung-
nahme abweichende Beurteilung. Insbesondere bestehen aus landes- und regionalplanerischer Sicht weiterhin keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen das Planungsvorhaben der Gemeinde Steinbergkirche. Daher bestätige ich erneut, 
dass den aktuell vorliegenden Entwürfen der 50. Änderung des gemeins. Flächennutzungsplanes der Gemeinden des 
ehem. Amtes Steinbergkirche und des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Steinbergkirche Ziele der Raumordnung 
nicht entgegenstehen. 
Die erneute Abgabe einer förmlichen landesplanerischen Stellungnahme ist derzeit nicht erforderlich. 
 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  

 

Kreis Schleswig-Flensburg – Bauen und Planen  
Stellungnahme vom 28.01.2019 Beschlussvorschlag 

zum B-Plan 

1. ein vorhabenbezogener Bebauungsplan muss mindestens einem qualifizierten 
B-Plan entsprechen. Dementsprechend sind die überbaubaren Grundstücks-
flächen und örtlichen Verkehrsflächen zu ergänzen.  

2. Die gestalterischen Festsetzungen sind nach § 84 LB= i.V. m. § 9 Abs. 4 
BauGB als örtliche Bauvorschriften zu kennzeichnen.  

3. Neben der Betriebsbeschreibung sollte in der Begründung auch auf den Inhalt 
des Plans (u.a. Maß der baulichen Nutzung ) eingegangen werden.  

4. In der Begründung sollte ebenfalls kurz auf den Durchführungsvertrag einge-
gangen werden.  

5. Es wurde kein Vorhaben- und Erschließungsplan übersandt.  

 

Zu 1. Die örtliche Verkehrsfläche liegt außerhalb des Geltungsbereichs, 
eine Zufahrt zum Gemeindeweg wird in der Planzeichnung dargestellt . 
Die maximal überbaubare Grundstücksfläche ist mit der GR von 9.100 
festgesetzt.  

Zu 2., 3. Und 4.  Die Hinweise werden beachtet. Der Bebauungsplan um 
die entsprechenden Inhalte erweitert.  

Zu 5. Der Bebauunsplan ist gleichzeitig der Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan. Dies ist auf der Planunterlage verzeichnet.  
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Kreis Schleswig-Flensburg – Untere Wasserbehörde   
Stellungnahme vom 20.03.2018 Beschlussvorschlag 

Die Bezeichnung Sickerteich ist irreführend.  

Das Einzugsgebiet des südöstlich der Behälter liegenden Hof-Teiches ist 
nicht ganz eindeutig.  

Der Begriff „Sickerteich“ wird geändert in „Auffangbecken für Sickersäfte“ 

Bei dem beschriebenen Teich handelt es sich um einen Nachklärteich ohne weiteres 
Einzugsgebiet.   

 

Wasser- und Bodenverband Lippingau  
 

Stellungnahme vom 27.11.2017 Beschlussvorschlag 

Im Plangebiet sind keine Verbandsanlagen vorhanden. Für die Einleitung 
ggf. anfallenden, vorher gesammelten Oberflächenwasser ist eine wasser-
rechtliche Genehmigung erforderlich.  

Die Hinweise werden beachtet.  

 

LLUR – Emissionsschutz  
 

Stellungnahme vom 27.08.2018  Beschlussvorschlag 

Gegen die Durchführung der geplanten Maßnahmen bestehen aus der 
Sicht des Immissionsschutzes von hier aus keine Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Stellungnahme vom 14.01.2019 Beschlussvorschlag 

Gegen die Durchführung der geplanten Maßnahmen bestehen aus der 
Sicht des Immissionsschutzes von hier aus Bedenken. 

Die vorhandene Biogasanlage soll künftig unabhängig vom Betrieb des 
ursprünglich zuständigen einzelnen Landwirts betrieben werden. Es ent-
steht damit eine neue Immissionssituation. Die in der Begründung ange-
führten Fachgutachten zu den Lärm- und Geruchsimmissionen sind daher 
nicht verwendbar, da in diesen Gutachten bisher nur betriebsfremde 
schutzbedürftige Räume betrachtet wurdne. Durch die geplante Konstellati-
on können erhebliche Lärm- und Geruchsimmissionen bei den angrenzen-
den Wohnhäusern nicht ausgeschlossen werden.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Schall- und Geruchsimmissionsprognose 
wurden in Auftrage gegeben mit folgendem Ergebnis. 

Schall: Die Schallleistung der Tischkühler ist für einen konfliktfreien Betrieb zu hoch. 
Dies ist möglicherweise durch einen Defekt begründet. Unter Berücksichtigung einer 
reduzierten Schallleistung der Tischkühler zeigen die Untersuchungsergebnisse, 
dass die geltenden Immissionsrichtwerte zur Tageszeit um mind. 12 dB unterschrit-
ten werden und zur Nachtzeit um mind. 3dB.  

Der vermutliche Defekt der Tischkühler wird behoben bzw.  es werden neue 
Tischkühler mit den vorgeschriebenen Schallleistungspegeln installiert.  

Geruch: Direkt am Wohnhaus der Hofstelle wird der Immissionswert von (20%) für 
die Gesamtbelastung gemäß (GIRL) für die Gebietsnutzung Außenbereich nicht 
überschritten. Für das nördlich gelegene Wohnhaus wird der Immissionswert von 
(20%) für die Gesamtbelastung geringfügig (um 1% Geruchsstundenhäufigkeit) 
überschritten. Da im Außenbereich Wohnen gem. BauGB nur ausnahmsweise zu-
lässig ist und gemäß (GIRL) „landwirtschaftlich bezogenes Wohnen“ gilt, sind erhöh-
te Immissionswerte zu tolerieren. Das Wohnen im Außenbereich ist daher mit einem 
immissionsschutzrechtlichen geringeren Schutzanspruch verbunden und im Einzel-
fall kann ein Immissionswert von 25% Geruchsstundenhäufigkeit herangezogen 
werden, so dass durch das geplante Vorhaben keine Konflikte mit der GIRL zu 
erwarten sind.  

Die Gutachten werden als Anlage zum Bebauungsplan Nr. 21- Satzungsbeschluss- 
geführt.  
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Archäologisches Landesamt   
Stellungnahme vom 06.08.2018 und 07.01.2019 Beschlussvorschlag 
 

Zurzeit sind keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 
2 (2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der 
vorliegenden Planung feststellbar, daher bestehen keine Bedenken. 

Darüber hinaus wird auf § 15 DSchG verwiesen:  

„Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar 
oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. 
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mittei-
lung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unveränder-
tem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Auf-
wendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spä-
testens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingli-
che Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit.“ 

.  

Der Hinweis auf §15 DSchG wird in die Begründung zum B-Plan /zur F-Planänderung 
aufgenommen.  

 



 

 

Gemeinde Steinbergkirche 
 

Kreis Schleswig-Flensburg  
 

50. Änderung des 
Flächennutzungsplanes  

 
 

 
 

 
 
Übersichtskarte ohne Maßstab    Horstedt, im April 2019 
 
Ingenieurbüro      in Zusammenarbeit mit  dem 
Hans-Werner Hansen     Architekturbüro  
Schauendahler Weg 3     Jappsen, Todt und Bahnsen  
25860 Horstedt,      Zingel 3 
04846-1886       25813 Husum  
info@hawe-hansen.de  

 



Endgültiger Beschluss  

50. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes der Gemeinden 
des ehemaligen Amtes Steinbergkirche 

–  Sonderbaufläche Biogas Gintoft –  
 

Inhaltsverzeichnis  
 

 Teil I Begründung  
1. Einleitung...................................................................................................... 2 

2. Übergeordnete Fachplanungen und Gesetze .............................................. 2 

3. Geltungsbereich ........................................................................................... 2 

4. Inhalt und Ziele des Bauleitplans ................................................................. 3 

5. Erschließung ................................................................................................ 4 

6. Ver- und Entsorgung .................................................................................... 4 

7. Eingriffsregelung .......................................................................................... 5 
 

Teil II Umweltbericht  ............................................................................................ 6 

1. Einleitung...................................................................................................... 6 

1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bauleitplans ............................... 6 
1.2 Fachliche Ziele des Umweltschutzes und deren Bedeutung für den 
 Bauleitplan.................................................................................................... 6 
2. Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustands .......................... 7 

2.1 Schutzgut Fläche, Boden und Wasser ......................................................... 7 
2.2 Schutzgut Klima und Luft ............................................................................. 8 
2.3 Schutzgut Pflanzen, Tiere und ihre Lebensgemeinschaften ....................... 8 
2.4 Schutzgut Landschaft ................................................................................... 9 
2.5 Schutzgut Natura 2000 und andere Schutzgebiete ................................... 10 
2.6 Schutzgut Mensch ...................................................................................... 10 
2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter ................................................. 10 

3. Prognose der Umweltauswirkungen .......................................................... 11 

3.1 Umweltprognose bei Nichtdurchführung der Planung ............................... 11 
3.2 Umweltprognose bei Durchführung der Planung ....................................... 11 
3.2.1 Auswirkungen infolge Baus und Verwirklichung der Planung .................... 11 

3.2.2 Auswirkungen infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen ...................... 11 

3.2.3 Auswirkungen infolge der Art und Menge an Emissionen sowie  
 Belästigungen ............................................................................................ 12 

3.2.4 Auswirkungen infolge Art und Menge der erzeugten Abfälle und  ihrer 
 Beseitigung/Verwertung ............................................................................. 12 

3.2.5 Mögliche Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle  Erbe oder 
 die Umwelt.................................................................................................. 13 

3.2.6 Mögliche Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 
 Plangebiete ................................................................................................ 13 

3.2.7 Auswirkungen auf das Klima ...................................................................... 13 

3.2.8 Auswirkungen infolge der eingesetzten Techniken und Stoffe .................. 13 

3.3 Vermeidung, Verringerung, Eingriff und Ausgleich .................................... 13 
3.3.1 Maßnahmen zur Minimierung der Umweltauswirkungen ........................... 13 

3.3.2 Eingriffsermittlung - Bilanzierung ............................................................... 14 

3.3.3 Ausgleich .................................................................................................... 14 

3.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten ........................................................ 15 
3.5 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen ....................... 15 
4. Zusätzliche Angaben .................................................................................. 15 

4.1 Methodik, Kenntnislücken und Schwierigkeiten ......................................... 15 
4.2 Maßnahmen zur Planüberwachung ........................................................... 15 
5. Zusammenfassung ..................................................................................... 15 

6. Quellenverzeichnis ..................................................................................... 16 



50. Änderung F-Plan – Sonderbaufläche Biogas Gintoft 
Gemeinde Steinbergkirche – Kreis Schleswig-Flensburg 2 

Teil I Begründung 

1. Einleitung 

Mit der vorliegenden Planung soll eine vorhandene, im Rahmen der Privile-
gierung entstandene Biogasanlage künftig unabhängig vom Betrieb des ur-
sprünglich zuständigen einzelnen Landwirts betrieben werden, so dass eine 
Bauleitplanung erforderlich ist.  

Die bestehende Anlage wurde 2011 nach Bundesimmissionsschutzgesetz mit 
einer thermischen Leistung von 1,4MW und einer elektrischen Leistung von 
500kW genehmigt. Diese Inhalte haben weiterhin Gültigkeit. Änderungen und 
Erweiterungen sind nicht geplant.  

Parallel wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 21 aufgestellt.   

  

2. Übergeordnete Fachplanungen und Gesetze  

Im Regionalplan für den Planungsraum V (Neufassung 2002) werden die 
Ziele des Landesraumordnungsplanes ergänzt und konkretisiert. Grundlage 
für seine Erarbeitung war unter anderem der Landschaftsrahmenplan (2002).  

Der Planungsraum V ist u.a. durch eine geringe Bevölkerungsdichte, einen 
hohen Anteil der Landwirtschaft und einen wachsenden Anteil des Fremden-
verkehrs geprägt. Die Gemeinde Steinbergkirche ist Zentraler Ort.  

Es wird auf die Stärkung und Weiterentwicklung der Wirtschaft im ländlichen 
Raum hingewiesen. Im landwirtschaftlichen Bereich soll der Erhalt lei s-
tungsfähiger und umweltgerecht wirtschaftender Betr iebe gesichert und 
verbessert werden durch z.B. die Förderung von Nebe nerwerbs-
möglichkeiten, wie die energetische Verwertung von Biomasse sowie die 
Vermarktung beziehungsweise der Einsatz nachwachsen der Rohstoffe.  

Der Regionalplan trifft für das Plangebiet keine besonderen Aussagen.  

Der Landschaftsrahmenplan (Sept. 2002) trifft für das Plangebiet keine 
Aussagen. 

Das Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien  (21. Juli 2014), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 geändert wurde, för-
dert und regelt die Erzeugung elektrischer, erneuerbarer Energie.  

Das EEG sieht eine erhöhte Einspeisevergütung vor für die in Biogasanlagen 
erzeugte Energie bei gleichzeitiger Nutzung der Abwärme.  

Die Genehmigung zur Errichtung und dem Betrieb der Biogasanlage Gintoft 
wurde auf der Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG ) und der Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV) erteilt. Dabei 
sind die Verwaltungsvorschriften zum BImSchG die Technische Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm  (TA-Lärm) und die Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA-Luft)  anzuwenden.  

Für die einzuhaltenden Grenzwerte hinsichtlich des Geruchs ist die Geruchs-
Immissionsrichtlinie Schleswig-Holstein (GIRL)  anzuwenden.  
 

3. Geltungsbereich  

Der Geltungsbereich für das Gebiet „westlich und nördlich der Straße Gintoft“ 
umfasst das Betriebsgelände der Biogasanlage mit einer Größe von ca. 1,3ha. 
Es werden die Flurstücke 96 und 97 sowie ein Teilbereich des Flurstücks 98 
überplant.  
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4. Inhalt und Ziele des Bauleitplans 

Mit der vorliegenden Planung soll der Betrieb einer Biogasanlage mit einer 
thermischen Leistung von 1,4MW und einer elektrischen Leistung von 500kW 
sichergestellt werden.  

Das Plangebiet ist bisher als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen und 
schließt direkt an den landwirtschaftlichen Betrieb mit Betriebsleiterwohnhaus, 
Altenteilerwohnhaus und Schweinestall an.  

Mit der Trennung von landwirtschaftlichem Betrieb und Biogasanlage hat die 
Biogasanlage die Privilegierung verloren. Daher ist jetzt die Ausweisung als 
Sonderbaufläche unabdingbar.   

Die bestehende Biogasanlage ist 2011 nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
genehmigt. Die Vorgaben aus der Genehmigung sind weiterhin gültig. Es sind 
keine Änderungen oder Erweiterungen geplant.  

Folgende Baukörper sind baurechtlich genehmigt:  

• Zwei BHKW mit jeweils einer Feuerungswärmeleistung von 0,657MW 
und einem Schornstein von 12m Gesamthöhe 

• Ein Fermenter incl. Gaslager  

• Ein Endlager incl. Gaslager 

• Ein Kontrollraum zwischen den Fermentern 

• Ein Feststoffeintrag 

• Eine Silagefläche  

• Ein Trafo  

• Eine Notfackel 

• Ein Auffangbecken für Sickersäfte 

 

Die einzelnen Baukörper sind auf dem Betriebsgelände der Biogasanlage 
über wassergebundene Zuwegungen erreichbar. Zum nördlich angrenzenden 
Wohngebäude wurde ein Knick errichtet. Im Südwesten sind der Fermenter 
und das Gaslager durch einen Knick von den landwirtschaftlichen Nutzflächen 
getrennt.  

Mit der Ausweisung als Sonderbaufläche werden keine weiteren Baukörper 
bzw. Erweiterungen von Lagerflächen geplant.  

Der Bestand beinhaltet eine voll und wassergebunden versiegelte Fläche von 
insgesamt ca. 7.500m², davon entfallen auf den Fermenter 620m², das Endla-
ger 710m² sowie die Silagefläche mit 4.200m².  

Fermenter und Endlager sind über einen Kontrollraum verbunden. Die Waage 
befindet sich auf der Zufahrt zum Betriebsgelände. Die beiden Blockheizkraft-
werke sind angrenzend an eine Lagerhalle des landwirtschaftlichen Betriebes 
errichtet. Die Schornsteine haben eine maximale Höhe von 12m. Daneben 
befindet sich der Trafo, über den der erzeugte Strom ins Netz der Schleswig-
Holstein Netz AG eingespeist wird.  

Im Norden des Plangebietes ist ein Auffangbecken für die Sickersäfte der Si-
lagefläche mit einer Größe von ca. 500m² angelegt und durch Verwallungen 
von der angrenzenden Betriebsfläche getrennt.  
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Fermenter und Endlager sind in Verbindung mit der gedämpften grau-grünen 
Färbung und einer maximalen Höhe von 12 m nur wenig auffällig.  

Im Rahmen der Planung wurden Gutachten zu Schall und Geruch erstellt 
(Stellungnahme LLUR 14.01.2019), da mit dem Wegfall der Privilegierung parallel 
die Betriebswohnungen rechtlich nicht mehr als solche zu betrachten sind.  

In den im Rahmen der Planung erstellten Schall- und Geruchsgutachten (up-
penkamp und partner Febr. 2019) werden die ehemaligen Betriebswohnungen 
als Wohnhäuser im Außenbereich behandelt mit dem Ergebnis, dass die ge-
mäß TA Lärm und Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) bestehenden Grenz-
werte eingehalten bzw. unterschritten werden.    

 

5. Erschließung  

Das Plangebiet wird über eine eigene Zufahrt vom Gemeindeweg „Gintoft“ 
erschlossen, die sich nördlich des landwirtschaftlichen Betriebes (Boysen KG) 
befindet.  

 

6. Ver- und Entsorgung  

 
Betriebsstoffe 
Die Biogasanlage Gintoft wird mit jährlich 7.000Mg Maissilage und 2.000Mg 
Schweinegülle betrieben.  

Die Maissilage wird auf den Flächen der Boysen KG erzeugt, die ebenfalls die 
aus der Schweinehaltung stammende Gülle zuliefert.  

Die Anbauflächen liegen überwiegend arrondiert am Betriebsstandort der 
Boysen KG.  

Die Gärreste werden auf den Anbauflächen ausgebracht. 

 

Oberflächenwasser 
Das Oberflächenwasser von den Silageflächen sowie den Fahrflächen, die mit 
Silage verunreinigt sein können, werden getrennt gesammelt in einem Auf-
fangbecken für Sickersäfte und dann auf die landwirtschaftlichen Flächen 
ausgebracht bzw. der Biogasanlage zugeführt.  

Vorfluter des Wasser- und Bodenverbandes Lippingau sind unmittelbar nicht 
betroffen (Stellungnahme WaBO Lippingau 20.08.2018). Es erfolgen keine Einlei-
tungen von befestigten Flächen des Plangebiets in Parzellengräben. 

 

Energie und Wärmekonzept 
Zwei Blockheizkraftwerke wurden direkt an der Maschinenhalle des angren-
zenden landwirtschaftlichen Betriebes errichtet. Die erzeugte elektrische 
Energie wird in das Netz der Schleswig-Holstein-Netz AG eingespeist.  

Die Abwärme der beiden BHKW wird für die Beheizung der an das Betriebs-
gelände angrenzenden Wohnhäuser (Betriebsleiterwohnung und Altenteiler-
wohnung sowie ein weiteres Wohnhaus), einer Werkstatt, dem Schweinestall 
und für die Gärresttrocknung zu ca. 90% genutzt.  
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Brandschutz   
Für den Störfall ist eine Notfackel zum Verbrennen des überschüssigen Gases 
vorhanden.  

Ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 stellt die Schutz- und Gefahrenbereiche 
sowie die Lage der sicherheitstechnischen Einrichtungen dar. Die zuständige 
Feuerwehr ist über den Feuerwehrplan informiert.  

 

7. Eingriffsregelung  

Durch die vorliegende Planung sind keine weiteren Eingriffe in den Natur-
haushalt zu erwarten.  

Die Errichtung von Gebäuden, die Befestigung bzw. Versiegelung von Flä-
chen und die Bodenverdichtung haben zwar vielfältige Auswirkungen auf Na-
tur und Landschaft, sind aber bereits errichtet. Im Betrieb und im Rahmen der 
Genehmigung nach BImSchG wurden die geforderten Ausgleichsmaßnahmen 
umgesetzt.  

Gemäß § 1 a BauGB ist u. a. der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu berücksichtigen (Eingriffsregelung § 21 BNatSchG). 
Mit Grund und Boden ist sparsam und schonend umzugehen, dabei sind Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. In der Abwägung 
ist zu berücksichtigen, Eingriffe zu vermeiden und zu erwartende Eingriffe in 
Natur und Landschaft auszugleichen.  

Geregelt wird das Verhältnis Beeinträchtigung – Ausgleichsmaßnahmen im 
gemeinsamen Runderlass „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung zum Baurecht" des Innenministeriums und des Ministeriums für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 09.12. 2013. 

Die Kompensation des durch den Bau entstandenen Eingriffs erfolgte im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch Nutzungsaufgabe einer 
1,8965ha großen Fläche innerhalb des Natura 2000 Gebietes „Küstenberei-
che Flensburger Förde von Flensburg bis Geltinger Birk (FFH DE 1123- 393)“ 
(Gemeinde Steinberg, Gemarkung Gintoft, Flur 8, Flurstück 193/1).  
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Teil II Umweltbericht  
 

1. Einleitung  

Gemäß § 2 (4) BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes eine Umwelt-
prüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen nach der Anlage zum BauGB ermittelt und das Ergebnis in einem 
Umweltbericht als Bestandteil der Begründung des Bauleitplans dargestellt 
wird. 

 

1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Baule itplans 

Mit dem vorliegenden Bauleitplan sichert die Gemeinde Steinbergkirche den 
Bestand einer vorhandenen, im Rahmen der Privilegierung entstandenen Bio-
gasanlage. Damit kann diese künftig unabhängig vom Betrieb des ursprüng-
lich zuständigen einzelnen Landwirts betrieben werden.  

Die bestehende Anlage wurde 2011 nach Bundesimmissionsschutzgesetz mit 
einer thermischen Leistung von 1,4MW und einer elektrischen Leistung von 
500kW genehmigt. Diese Inhalte haben weiterhin Gültigkeit, Änderungen und 
Erweiterungen sind nicht geplant.  

 

1.2 Fachliche Ziele des Umweltschutzes und deren Be deutung für den 
Bauleitplan  

Grundsätzlich sind die in Kap.2 der Begründung zum Bauleitplan aufgeführten 
übergeordneten Planungen und Gesetzesvorgaben zu berücksichtigen. 

Im Landschaftsplan  werden keine Aussagen zum Gebiet formuliert. 

Gemäß § 1 a BauGB  ist u. a. der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu berücksichtigen (Eingriffsregelung § 21 BNatSchG). 
Mit Grund und Boden ist sparsam und schonend umzugehen, dabei sind Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. In der Abwägung 
ist zu berücksichtigen, Eingriffe zu vermeiden und zu erwartende Eingriffe in 
Natur und Landschaft auszugleichen.  

Gemäß § 13 BNatSchG  sind nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigun-
gen über Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren.  

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 BNatSchG „Veränderun-
gen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit 
der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, 
die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Land-
schaftsbild erheblich beeinträchtigen können.“ 

Geregelt wird das Verhältnis Beeinträchtigung – Ausgleichsmaßnahmen im 
gemeinsamen Runderlass „Verhältnis der naturschutzrechtlichen E in-
griffsregelung zum Baurecht"  des Innenministeriums und des Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-
Holstein vom 09.12. 2013.  

Knicks  unterliegen dem gesetzlichen Biotopschutz nach §30 Bundesnatur-
schutzgesetz in Verbindung mit §21 Landesnaturschut zgesetz.  

Bei Eingriffen sind die „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ 
(Erlass des Melur vom 20.01.2017) einzuhalten.  
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Darüber hinaus sind gem. Erlass  des Innenministeriums vom 18.11.2008 
„Verfahren bei der Aufstellung von Bauleitplänen und Satzungen nach dem 
Baugesetzbuch“ insbesondere die Ausführungen in Abschnitt 9.2 „Arten-
schutz in der Bauleitplanung“ zu prüfen, d.h. ob artenschutzrechtliche Ge-
nehmigungshemmnisse ausgeschlossen werden können.  

Insbesondere ist hinsichtlich des Artenschutzes  §44 Abs.5 BNatSchG  „Vor-
schriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzen-
arten“ zu berücksichtigen.  

Nach § 44(1) BNatSchG ist es verboten,  

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie 
zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vo-
gelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert, 
 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören, 
 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-
digen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 
 

Nach § 44 (5) BNatSchG sind diese Verbote u.a. bei den nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben eingeschränkt. In sol-
chen Fällen besteht bei Arten des Anhangs IV FFH-RL oder europäischen 
Vogelarten ein Verstoß gegen § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 3 nicht. Voraussetzung ist 
allerdings, dass die ökologische Funktion der vom Eingriff oder Vorhaben be-
troffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt wird. 

 

2. Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustand s 

Das Plangebiet liegt im Naturraum „Schleswig-Holsteinisches Hügelland“ 
(MEYNEN & SCHMITHÜSEN 1962) auf einer Höhe von ca. 30m ü. NN in 200m 
Entfernung zur Splittersiedlung nördlich Gintoft am Gemeindeweg „Gintoft“.  

Das Plangebiet grenzt direkt an einen landwirtschaftlichen Betrieb. Die für den 
Betrieb der Biogasanlage erforderlichen Einrichtungen und die entsprechen-
den Fahrflächen sind bereits vorhanden.   

 

2.1 Schutzgut Fläche, Boden und Wasser  

Die vorhandene Bebauung aus Hochbauten, Silolagerflächen, Fahrflächen 
und Sickergrube nimmt eine Fläche von ca. 9.000m² ein. Davon sind ca. 
7.500m² voll versiegelt. Nur von versiegelten Flächen kann belastetes Nieder-
schlagswasser aufgefangen werden, um Einträge in das Grundwasser zu ver-
hindern.  

Gemäß Aussage des Agrar- und Umweltatlasses Schleswig-Holstein wird der 
Boden als Parabraunerde definiert. Die Ertragsfähigkeit ist hoch bis sehr hoch.  
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Das auf den Flächen anfallende Regenwasser versickert auf den offenen Flä-
chen (Ruderalflächen bzw. Fahrflächen). Das Niederschlagswasser von den 
versiegelten Flächen wird im Süden der Silagefläche aufgefangen und dann 
durch eine Rohrleitung dem Auffangbecken für Sickersäfte zugeführt.  

 

2.2 Schutzgut Klima und Luft  

Der Norden Schleswig-Holsteins ist gekennzeichnet durch ein besonders aus-
geglichenes maritimes Klima. Großklimatisch ist Steinbergkirche dem ge-
mäßigten, feucht temperierten, maritimen Klima Schleswig-Holsteins zuzu-
rechnen.  

Die vorhandene Bebauung hat keinen nachhaltigen Einfluss auf die Schutzgü-
ter Klima und Luft.  

 
Abb.1:  Auffangbecken für Sickersäfte mit Verwallung,  
 im NO ein Knick als Sichtschutz 
 

2.3 Schutzgut Pflanzen, Tiere und ihre Lebensgemein schaften 

Das Plangebiet wird fast vollständig durch Einrichtungen der Biogasanlage 
beansprucht. Am südöstlichen Rand befindet sich ein Knick, der die Grenze 
zwischen Acker und Baukörpern bildet aber keine engere Verbindung zu wei-
teren Knicks hat.  

 
Abb.2: Knick und Verwallung der Silofläche  
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Die zwischen Silagefläche und Acker vorhandene Verwallung hat den Charak-
ter einer nährstoffreichen Ruderalfläche, die sich auch auf den wenigen, nur 
selten befahrenen Randflächen des Betriebsgeländes eingestellt hat.  

Die ökologische Bedeutung dieser Flächen ist minimal. Besonders geschützte 
Arten und Lebensgemeinschaften sind aufgrund der ständigen Beunruhigung 
nicht zu erwarten, wenn es sich um störungsempfindliche Arten handelt. Die 
Aussagen aus „Neuer Biologischer Atlas: Ökologie für Schleswig-Holstein und 
Hamburg“ (Heydemann, 1997) sowie „Grundlagen des Biotopschutzes für 
Tiere (Blab, 2000) verweisen ebenfalls auf anthropogene Beeinflussung be-
siedelter und intensiv landwirtschaftlich genutzter Flächen. 

Die Knicks am Rand des Plangebietes im Norden grenzen an den Garten ei-
nes Einfamilienhauses. Hier können möglicherweise auch störungsempfindli-
chere Arten vorkommen, insbesondere da der in diesem Bereich befindliche 
Sickerteich keine Bewegungsstörung verursacht.  

  

2.4 Schutzgut Landschaft 

Die Abschirmung der Silagefläche wird durch den Knick am Gemeindeweg 
erreicht. Die Abgrenzung zur Wohnbebauung im Norden erfolgt durch einen 
Knick innerhalb des Plangebietes.  

Zwischen den Betriebsgebäuden der Biogasanlage (Fermenter, Endlager und 
BHKWs) und dem Gemeindeweg befinden sich Lager- und Maschinenhallen 
des benachbarten landwirtschaftlichen Betriebs, die aufgrund der Firsthöhen 
die Biogasanlage zum Gemeindeweg abschirmen.  

Im Süden schließen Wohn- und Betriebsgebäude des landwirtschaftlichen 
Betriebs an.  

Nach Südwesten grenzt ein Knick Fermenter und Gaslager von der freien 
Landschaft, entlang der Stützmauer der Silofläche ist ein hoher Wall angelegt.  

Im Nordwesten ist das Betriebsgelände offen zur angrenzenden Ackerfläche, 
da hier der Zulieferverkehr auch weiterhin direkt vom Acker auf das Betriebs-
gelände erfolgen muss.  

 
Abb.3: Silofläche mit Übergang zum Acker, durch die erhöhte Lage                                       
 wird verhindert, dass Regenwasser auf die Silofläche fließt  
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2.5 Schutzgut Natura 2000 und andere Schutzgebiete  

Es sind keine Natura 2000 Gebiete sowie Flächen des Schutzgebiets- und 
Biotopverbundsystems betroffen.  

 

2.6 Schutzgut Mensch 

Das Plangebiet grenzt im Süden und teilweise im Osten direkt an einen land-
wirtschaftlichen Betrieb. Im Norden befindet sich angrenzend ein einzelnes 
Wohnhaus.  

Die gemäß Bundesimmissionsschutzverordnung einzuhaltenden Grenzwerte 
hinsichtlich Lärm und Geruch waren Grundlage der Genehmigung durch das 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes 
Schleswig-Holstein vom Februar 2011. Die entsprechenden Gutachten liegen 
dem Landesamt vor, die Vorgaben des LLUR werden eingehalten.  

Zum Lärmschutz  ist in der Genehmigung u. a. folgendes ausgeführt:  

- Die bauliche Ausführung und der Betrieb der Gesamtanlage haben so zu er-
folgen, dass Belästigungen oder schädliche Umwelteinwirkungen durch Ge-
räusche verhindert werden, die nach dem Stand der Technik zur Lärmminde-
rung vermeidbar sind und unvermeidbare Geräusche auf ein Mindestmaß be-
schränkt werden (TA Lärm 26.08.2018). 

- Die Anlage ist so auszulegen, dass der Beurteilungspegel, der aus den Ein-
zelgeräuschen aller Anlagenteile zu ermitteln, ist, bei den nächstgelegenen 
Wohnhäusern die abgesenkten Immissionsrichtwerte (Prognoseunsicherheit 
und Ausbaureserve) von tags (06.00 bis 22.00Uhr)  54 dB(A) und nachts 
(22.00 bis 06.00Uhr) 39 dB(A) nicht überschreitet.   

- In der Nacht ist kein Fahrzeugverkehr und Schleppereinsatz auf der Anlage 
zulässig. In der Erntezeit kann die Nachtzeit aus zwingenden betrieblichen 
Verhältnissen um zwei Stunden verschoben werden. Eine achtstündige 
Nachtruhe der Nachbarschaft ist sicher zu stellen.  

 

Geruch  

In der Genehmigung wird gefordert,  

- dass durch den Betrieb der Anlage die vorgegebenen Immissionswerte 
der Geruchs-Immissionsrichtlinie Schleswig-Holstein (GIRL) nicht 
überschritten werden.   

- dass für die nachbarliche Wohnbebauung der festgelegte Immissions-
wert (IW) von 0,15 (entspricht 15% Geruchsstundenhäufigkeit) einge-
halten wird.  

Die Nutzung des angrenzenden Gemeindeweges Gintoft ist durch die Biogas-
anlage in ihrer Erholungseignung nicht eingeschränkt, da entlang des Weges 
ein relativ dichter und hoher Knick vorhanden ist.   

 

2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Archäologische Kulturdenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt, so dass 
keine Auswirkungen erkennbar sind (Stellungnahme Archäologisches Landesamt 
06.08.2018).  
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3. Prognose der Umweltauswirkungen 

3.1 Umweltprognose bei Nichtdurchführung der Planun g 

Bei Nichtdurchführung würde die Biogasanlage nicht mehr betrieben werden 
können. Die Privilegierung ist weggefallen und damit erlischt die Genehmi-
gung der Anlage (s. Genehmigungsbescheid LLUR vom Februar 2011).  

Die Anlage wäre rückzubauen. Es würden weder Energie noch Wärme er-
zeugt. Zur Wärmeerzeugung der von der Biogasanlage belieferten Wohn- und 
Betriebsgebäude würden fossile Brennstoffe eingesetzt werden.  

 

3.2 Umweltprognose bei Durchführung der Planung 

 

3.2.1 Auswirkungen infolge Baus und Verwirklichung der Planung  

Baumaßnahmen werden nicht erfolgen, so dass Auswirkungen während der 
Bauphase nicht zu beschreiben sind.  

Es wird keine Veränderungen geben, da die Biogasanlage bereits in Betrieb 
ist. Bei Umsetzung der Planung wird es keine zusätzlichen Auswirkungen auf 
die Umwelt geben.  

 

3.2.2 Auswirkungen infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen  

Im Folgenden werden die Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter 
durch den Betrieb der bestehenden Biogasanlage näher betrachtet.  

 

Schutzgut Fläche und Boden  

Zusätzliche Versiegelungen und Auswirkungen wird es nicht geben. Durch 
den Betrieb haben sich im Hinblick auf die damalige Planung keine Verände-
rungen oder zusätzliche Auswirkungen ergeben. Die ausgleichsbedürftigen 
Beeinträchtigungen wurden im Rahmen der Genehmigung kompensiert.  

 

Schutzgut Wasser  

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser werden nicht erwartet, da das 
belastete Wasser aufgefangen wird. Das unbelastete Wasser der Dachflächen 
kann auf den nicht versiegelten Flächen versickern.  

 

Schutzgut Pflanzen, Tiere und ihre Lebensgemeinscha ften  

Es gibt keine Eingriffe über das bisherige Maß hinaus. Die in den angrenzen-
den Knicks möglicherweise vorkommenden Arten werden weiterhin dort vor-
kommen können. Aufgrund der häufigen Nutzung durch Anlieferverkehr und 
der täglichen Bewegungen zwischen Silofläche und Fermenter kann nicht da-
von ausgegangen werden, dass in diesem Bereich geschützte und störungs-
empfindliche Arten vorkommen.  

Es kann davon ausgegangen werden, dass keine Verbotstatbestände gem. 
§44 Abs.5 Bundesnaturschutzgesetz vorliegen. 
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Schutzgut Landschaft 

Das Landschaftsbild wird keine Veränderung erfahren.  

 

Schutzgut Natura 2000 und andere Schutzgebiete  

Schutzgebiete sind nicht betroffen, daher sind keine Auswirkungen zu erwar-
ten.  

 

3.2.3 Auswirkungen infolge der Art und Menge an Emi ssionen sowie 
 Belästigungen  

Hinsichtlich des Lärms ist die Befüllung der Anlage mit Mais durch motorbe-
triebene Fahrzeuge zu berücksichtigen. Eine nachhaltige Belästigung ist nicht 
zulässig (s. Genehmigung nach BImSchG). Insbesondere ist die Nachtruhe 
nicht gefährdet, da nachts nicht an der Anlage selbst gearbeitet wird 

Allerdings kann es durch Verkehrsbewegungen in den Erntezeiten bei der 
Anlieferung des Substrats (hauptsächlich Mais) zu erhöhter Belästigung durch 
den Verkehr auf dem Gemeindeweg und dem damit verbundenen Lärm kom-
men. Dies wird nur in der kurzen Zeitspanne der Ernte der Fall sein. Die Anlie-
ferung von den westlich angrenzenden Flächen erfolgt direkt über die Fläche 
und nicht über den Gemeindeweg. 

Weiterhin erzeugen die Blockheizkraftwerke Lärm. Durch die Wahl der Abgas-
schalldämpfer wird verhindert, dass tieffrequente Geräusche in den nächstge-
legenen Wohnhäusern nicht wahrnehmbar sind.  

Von der Silage kann eine Geruchsbelästigung ausgehen, die gemäß Geneh-
migung eine Geruchsstundenhäufigkeit von 15% an der nachbarlichen Wohn-
bebauung nicht überschreiten darf.  

Beim Verbrennungsvorgang in den Blockheizkraftwerken (BHKW) entstehen 
Abgase. Folgende maximalen Emissionswerte gemäß TA-Luft sind festgelegt:  

Kohlenmonoxid (CO)     1,0 g/m³ 
Stickoxid berechnet als Stickstoffdioxid (NO2)   0,5 g/m³ 
Schwefeloxid berechnet als Schwefeldioxid (SO2) 0,31 g/m³ 
Formaldehyd       60 mg/m² 
 
Unter der Einhaltung der hier bzw. in der Genehmigung nach BImSchG ge-
nannten Bedingungen und Auflagen wird es nicht zu nachhaltigen Beeinträch-
tigungen kommen. 

  

3.2.4 Auswirkungen infolge Art und Menge der erzeug ten Abfälle und 
 ihrer Beseitigung/Verwertung  

Die in der Anlage als Abfallprodukte entstehenden Gärreste werden zur Dün-
gung auf den vertraglich gebundenen Flächen ausgebracht, von denen der 
Rohstoff Mais stammt.  

Infolge der Wartung der BHKWs kann Altöl anfallen, das in geprüften Behäl-
tern aufgefangen und gelagert wird. Es wird anschließend ordnungsgemäß 
entsorgt.   

Andere Abfälle sind nicht relevant.  
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3.2.5 Mögliche Risiken für die menschliche Gesundhe it, das kulturelle 
 Erbe oder die Umwelt 

Im Genehmigungsverfahren der bestehenden und weiterhin in identischer 
Weise arbeitenden Biogasanlage Gintoft wurden die Vorgaben gem. Bun-
desimmissionsschutzgesetz geprüft. Die Genehmigung wurde erteilt unter der 
Bedingung, dass die von den beigebrachten Gutachten genannten Grenzwer-
te im Betrieb einzuhalten sind. Diese Forderungen wurden erfüllt.  

Mit dem Wegfall der Privilegierung sind parallel die bisherigen Betriebswoh-
nungen rechtlich nicht als solche zu bewerten, so dass in den im Rahmen der 
Planung erstellten Schall- und Geruchsgutachten (uppenkamp und partner 
Febr. 2019) die ehemaligen Betriebswohnungen als Wohnhäuser im Außen-
bereich behandelt werden mit dem Ergebnis, dass die gemäß TA Lärm und 
GIRL bestehenden Grenzwerte eingehalten bzw. unterschritten werden.    

Für die menschliche Gesundheit und für die Umwelt bestehen innerhalb dieser 
gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte keine Risiken.  

Archäologische Kulturdenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt, so dass 
keine Auswirkungen erkennbar sind (Stellungnahme Archäologisches Landesamt 
06.08.2018).  

 

3.2.6 Mögliche Kumulierung mit den Auswirkungen von  Vorhaben be-
 nachbarter Plangebiete  

Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich. Aktuelle Vorhaben in der 
Nachbarschaft sind nicht bekannt.  

 

3.2.7 Auswirkungen auf das Klima  

Es werden keine nachhaltigen negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
„Klima“ und „Luft“ erwartet. Die Nutzung der Schweinegülle in der Anlage ver-
hindert die beim direkten Ausbringen auf die Flächen entstehenden Aerosole, 
so dass eine Stickstoffanreicherung der Luft sehr nachhaltig vermieden wird.  

Durch die Nutzung der Abwärme wird der CO2 Ausstoß aufgrund des Ersatzes 
der Nutzung fossiler Brennstoffe zur Wärmeerzeugung nachhaltig verringert. 

Die vorhandenen Gehölzpflanzungen bleiben vollständig erhalten und können 
sich weiterhin positiv auswirken durch z.B. Staub- und Kohlendioxidbindung.  

 

3.2.8 Auswirkungen infolge der eingesetzten Technik en und Stoffe 

Es werden anerkannte Techniken und Zusatzstoffe eingesetzt.  

Der Rohstoff Mais wird auf Vertragsflächen im Nahbereich der Anlage er-
zeugt. Die Schweinegülle wird vom angrenzenden Schweinestallbetrieb zur 
Anlage gepumpt.  

 

3.3 Vermeidung, Verringerung, Eingriff und Ausgleic h  

3.3.1 Maßnahmen zur Minimierung der Umweltauswirkun gen 

Die o.g. Beeinträchtigungen durch das geplante Bauvorhaben werden durch 
folgende Maßnahmen minimiert: 
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Schutzgut Fläche, Boden und Wasser  
Mit der Nutzung der bereits vorhandenen versiegelten Fläche wird eine 
Neuversiegelung der für die Biogasanlage benötigten Flächen an anderer 
Stelle vermieden.  

Schutzgut Pflanzen, Tiere und Lebensgemeinschaften  
Die vorhandenen Gehölzpflanzungen bleiben erhalten. Es gibt keine zu-
sätzlichen Beeinträchtigungen.  

 

3.3.2 Eingriffsermittlung - Bilanzierung 

Mit dem Bauleitplanverfahren sind keine Eingriffe in den Naturhaushalt ver-
bunden.  

Insofern ist eine erneute Bilanzierung überflüssig.  

Beim Bau der Biogasanlage wurden ausschließlich Flächen mit allgemeiner 
Bedeutung von Natur und Landschaft  beeinträchtigt.  

Eingriffe auf Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz führen 
zu ausgleichsbedürftigen Beeinträchtigungen des Bodens und Wassers sowie 
des Landschaftsbildes (s. dazu 2.2.2.2).  

Als Ausgleichsmaßnahmen für versiegelte Bodenflächen sind Entsiegelung 
und Wiederherstellung der Bodenfunktion vorgesehen. Dies war im Plangebiet 
nicht möglich. Alternativ sind landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung zu 
nehmen und zu einem naturnahen Biotoptyp zu entwickeln.  

In der Anlage zum Runderlass wird ein Mindestausgleich im Verhältnis von 
1:0,5 für versiegelte Flächen und 1:0,3 für wassergebundene Flächen gefor-
dert, wenn es sich um Acker handelt.  

Durch die vollständige bzw. wassergebundene Versiegelung einer Fläche von 
9.100m² ist eine Kompensationsfläche von 4.600m² erforderlich. Die Kompen-
sation erfolgte durch die Nutzungsaufgabe einer Grünlandfläche und war Be-
stand der Baugenehmigung.  

 

3.3.3 Ausgleich  

Als Kompensationsfläche wurde das Flurstück 193/1 der Flur 8 in der Gemar-
kung Gintoft und der Gemeinde Steinbergkirche mit einer Größe von 1,8965ha 
aus der Nutzung genommen und der natürlichen Sukzession überlassen.  

Diese Fläche liegt angrenzend an das FFH Gebiet „Küstenbereiche Flensbur-
ger Förde von Flensburg bis Geltinger Birk (FFH DE 1123-393).  

Neben den Küstenlebensräumen umfasst das FFH Gebiet große Waldgebiete 
der Glücksburger Staatsforsten sowie eine außerordentlich hohe Vielfalt und 
durch ausgeprägte Übergänge verschiedene Lebenraumtypen wie Flugsand-
flächen sowie Auen-, Quell- und Niedermoorstandorte. Insbesondere die Wäl-
der des Gebiets sind artenreich und vielfältig ausgeprägt. In den Kleingewäs-
sern der angrenzenden Grünlandflächen kommen Moorfrosch und Kamm-
molch vor.  
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3.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten  

Die Biogasanlage wurde an diesem Standort nach Bundesimmissionsschutz 
genehmigt. Alle erforderlichen Baukörper und Einrichtungen sind vorhanden.  

Eine Verlegung an einen anderen Standort wäre weder aus Umweltschutz-
gründen noch aus wirtschaftlichen Gründen möglich.  

Daher gibt es für den Betrieb der Biogasanlage keine Alternative.  

 

3.5 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswi rkungen  

Durch die Umsetzung der Planung werden keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen verursacht.  

Die erhebliche Auswirkung auf den Boden und den Flächenverbrauch wurden 
im Rahmen der Genehmigung nach BImSchG bereits kompensiert.  

 

4. Zusätzliche Angaben  

4.1 Methodik, Kenntnislücken und Schwierigkeiten  

Die einschlägigen Gesetzestexte, Erlasse und Verordnungen wurden gesich-
tet und deren Inhalte berücksichtigt. Während der Bearbeitung haben sich 
keine erheblichen Kenntnislücken und Schwierigkeiten ergeben. 

 

4.2 Maßnahmen zur Planüberwachung  

Überwachungsmaßnahmen des Betriebes werden im Rahmen der Auflagen in 
der Genehmigung nach BImSchG durch das LLUR durchgeführt. Darüber hin-
ausgehende Maßnahmen zur Überwachung sind von der Gemeinde nicht er-
forderlich.  

 

5. Zusammenfassung  

In der Gemeinde Steinbergkirche wird die Sonderbaufläche „Biogas Gintoft“ 
ausgewiesen, damit eine vorhandene, im Rahmen der Privilegierung entstan-
dene Biogasanlage künftig unabhängig vom Betrieb des ursprünglich zustän-
digen einzelnen Landwirts weiterhin betrieben werden kann.  

Die bestehende Anlage wurde 2011 nach Bundesimmissionsschutzgesetz mit 
einer thermischen Leistung von 1,4MW und einer elektrischen Leistung von 
500kW genehmigt.  

Die Inhalte der Genehmigung nach BImSchG haben weiterhin Gültigkeit, Än-
derungen und Erweiterungen sind nicht geplant.  
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